
im Zeichen der bürgerlichen Verhandlungsmaxime ab­
gefaßte geltende Zivilprozeßrecht in § 313 ZPO charak­
teristisch ist. Hierzu ist folgende Bestimmung vor­
geschlagen worden:

„Die Entscheidungsgründe enthalten die wesentlichen 
Darlegungen der Parteien und der anderen Verfah­
rensbeteiligten, die Anträge, den festgestellten Sach­
verhalt und die rechtliche Beurteilung unter Angabe 
der gesetzlichen Bestimmungen. Dabei hat sich das 
Gericht mit den Anträgen und den Ausführungen 
aller am Verfahren Mitwirkenden erschöpfend aus­
einanderzusetzen.“

Die Reihenfolge, in der die Bestandteile der Entschei­
dungsgründe hier aufgeführt werden, ist nicht zufällig 
gewählt. Der Wegfall der traditionellen Unterscheidung 
von Tatbestand und Entscheidungsgründen ändert nichts 
daran, daß die vollständige Beurkundung der wesent­
lichen Angaben der Parteien und der anderen Verfah­
rensbeteiligten zur Einhaltung der Gesetzlichkeit auf 
dem Gebiet des Verfahrensrechts wie überhaupt zur 
Kultur des sozialistischen Gerichtsverfahrens gehört. 
Die Verpflichtung zur Angabe des festgestellten Sach­
verhalts im Urteil erstreckt sich, da nach dem oben 
Dargelegten von dem Vorliegen des unstreitigen Sach­
verhalts ausgegangen werden kann, auf die Klärung der 
wesentlichen, für die Entscheidung des Rechtsstreits 
erheblichen streitigen Parteiangaben. Hier fehlt aller­
dings noch die Verpflichtung des Gerichts zur vollstän­
digen Würdigung der erhobenen Beweise; sie sollte 
noch in das Gesetz aufgenommen werden. Daß bei der 
rechtlichen Beurteilung des Sachverhalts die gesetzlichen 
Bestimmungen, auf die sich die Entscheidung gründet, 
angegeben werden, gehört ebenfalls zur überzeugenden 
Begründung der Gesetzlichkeit der getroffenen Ent­
scheidung. Erstmals wird mit den vorgeschlagenen Kri­
terien des Inhalts der Entscheidungsgründe das Gericht 
ausdrücklich verpflichtet, sich mit den Anträgen und 
den Ausführungen aller am Verfahren Mitwirkenden 
erschöpfend auseinanderzusetzen; das den Verfahrens­
beteiligten gerichtsverfassungsmäßig garantierte Recht*

im Verfahren gehört zu werden, wird damit auch in der 
Entscheidung gesichert.
Kennzeichnend für die sozialistische Zivilrechtspflege 
ist auch die gerichtliche Vorsorge für die Verwirklichung 
der Entscheidung, wenn sich der erhobene Anspruch 
als begründet erwiesen hat. Die Art und Weise der 
Erfüllung einer streitigen Verpflichtung kann durchaus 
bereits in der mündlichen Verhandlung mit den Par­
teien beraten werden. Daß Einigungen der Parteien oft 
die Festlegung genauer Zahlungstermine zum Inhalt 
haben, ergibt sich daraus, daß es im Interesse beider 
Parteien liegt, nicht nur eine Verpflichtung als solche zu 
beurkunden, sondern auch die Modalitäten ihrer end­
gültigen Erfüllung genau festzulegen, wodurch besonde­
ren Umständen des Einzelfalls, darunter auch den Ein­
kommensverhältnissen des Leistungspflichtigen, Rech­
nung getragen werden kann. Damit nimmt das Gericht 
auf die reibungslose Realisierung seiner Entscheidung 
Einfluß und beugt Vollstreckungsmaßnahmen vor.
Zum Inhalt eines Leistungsurteils ist daher folgende 
ergänzende Bestimmung vorgesehen:

„Wird eine Partei zu einer Leistung verurteilt, so ist 
in der Urteilsformel zu bestimmen, ob die Leistung 
sofort nach Rechtskraft oder innerhalb einer Frist 
(Erfüllungsfrist) zu erbringen ist.“

Nach dem Verfahrensgrundsatz, daß der Entscheidung 
nur die tatsächlichen Umstände zugrunde zu legen sind, 
die Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen 
sind, müssen die näheren Umstände, die zur Festsetzung 
einer solchen Erfüllungsfrist Anlaß geben, mit den Par­
teien in der mündlichen Verhandlung erörtert worden 
sein. Damit taucht auch die Frage auf, ob die Gewäh­
rung einer Erfüllungsfrist nicht von der Stellung eines 
entsprechenden Antrags der leistungspflichtigen Partei 
— eines für den Fall des Erlasses des Leistungsurteils 
gestellten Hilfsantrags — abhängig gemacht werden 
sollte. Die Möglichkeit, einer Partei eine Zahlungsver­
günstigung zuzusprechen, an der sie gar nicht interes­
siert ist, sollte von vornherein ausgeschlossen sein.
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Zur Ausgestaltung des arbeitsrechtlichen Verfahrens 
im künftigen Prozeßrecht

Im Zusammenhang mit der Neuregelung des Zivilver­
fahrens muß auch die Frage geklärt werden, in 
welchem Umfang das arbeitsrechtliche Verfahren einer 
weiteren,, den Grundsätzen des Rechtspflegeerlasses 
entsprechenden Ausgestaltung bedarf*. Eine solche 
Untersuchung darf sich nicht auf das gerichtliche Ver­
fahren beschränken, sondern muß auch die Behandlung 
von Arbeitsstreitigkeiten vor der Konfliktkommission 
miterfassen. Im folgenden sollen dazu einige Vor­
schläge unterbreitet werden.

Vervollkommnung des Verfahrens 
vor der Konfliktkommission

Die Entscheidungen der Konfliktkommissionen in 
Arbeitsstreitfällen haben die gleiche Wirkung wie ein 
gerichtliches Urteil: Sie können in Rechtskraft erwach­
sen und sind nach Vollstreckbarkeitserklärung zwangs­
weise durchsetzbar; sie können auch durch Rechts­
mittel angefochten werden. Durch den bei der Kon­
fliktkommission gestellten Antrag werden bestehende 
Klagefristen gewahrt. Die Konfliktkommissionen sind 
also praktisch die erste Instanz zur Entscheidung von

* Diese Arbeit wurde vor Erscheinen des Beitrags von Püschel, 
„Grundsätze des künftigen Zivilverfahrens“, NJ 1966 S. 623 ff., 
abgeschlossen. Sie nimmt folglich nicht zu der Frage Stellung, 
ob da? arbeitsrechtliche Verfahren als Bestandteil der neuen 
Zivilprozeßordnung oder in einer selbständigen Arbeitsgerichts­
ordnung geregelt werden sollte. — D. Red.

Arbeitsstreitfällen. Das von ihnen durchzuführende 
Verfahren in Arbeitsrechtssachen ist aber gegenwärtig 
noch nicht konsequent als erstinstanzliches Verfahren 
ausgestaltet.
Das gilt z. B. hinsichtlich Ziff. 45 Satz 2 KK-Richtlinie, 
wonach eine Beratung vor der Konfliktkommission 
nicht durchgeführt wird, wenn der Antragsgegner zwei­
mal unbegründet nicht erscheint. Der Antragsteller 
muß sich dann wegen seiner Ansprüche an das Kreis­
gericht wenden. Diese Regelung ermöglicht es dem 
Antragsgegner, die Konfliktkommission durch sein pas­
sives Verhalten auszuschalten. Das entspricht weder 
der Bedeutung dieses gesellschaftlichen Rechtspflege­
organs, noch ist es mit dem Grundsatz der Konzen­
tration und Beschleunigung des Verfahrens zu verein­
baren. Es fördert auch nicht die Autorität der Konflikt­
kommission, wenn sie dem sie mißachtenden Bürger 
gegenüber völlig machtlos ist. Das der Kammer für 
Arbeitsrechtssachen zustehende Recht, beim unbegrün­
deten Nichterscheinen der verklagten Partei unter Aus­
schöpfung aller Möglichkeiten den Sachverhalt zu klä­
ren und zu einer der sozialistischen Gesetzlichkeit ent­
sprechenden Entscheidung zu kommen, sollte daher 
auch der Konfliktkommission zugebilligt werden. 
Wegen ihrer im allgemeinen besseren Kenntnis der 
Situation wird sie dazu in der Regel noch eher in der 
Lage sein als das Gericht.
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